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Impulse für fußgängerfreundliche Städte und Gemeinden

Zu-Fuß-Gehen: Eine bedeutende Verkehrsart

Der Fußgängerverkehr hat trotz der PKW-Orientierung in der Verkehrsplanung der vergangenen Jahrzehnte seine Stellung als dominierende Verkehrsart in den zusammenhängend bebauten Bereichen bewahrt. 

So wird heute in Deutschland insgesamt rund ein Drittel aller Wege, in den Innenstädten und Ortskernen sogar drei Viertel, ausschließlich zu Fuß zurückgelegt. Für Fußgänger ist dabei das Gehen meist mehr als nur die bloße Fortbewegung und Überwindung von Distanzen; sie beziehen die Umgebung direkt mit ein, so daß Spazierengehen, Bummeln, Spielen sowie Menschen und die Umwelt Beobachten eigene Anlässe für Verkehrsteilnahme sind. Hier wird der Weg zum Ziel. Dabei besteht beim Fußgängerverkehr ein fließender Übergang von Aufenthalt und Fortbewegung. 

Die Innenstädte und Ortskerne gewinnen ihre Lebendigkeit und Attraktivität im wesentlichen durch den Fußgängerverkehr in allen seinen Facetten und Spielarten. Neben diesem hohen kommunalpolitischen Ziel der Belebtheit der Ortskerne ergeben sich aus dem Zu-Fuß-Gehen ganz konkrete Vorteile. So  ist jedenfalls im Bereich der Fußwegedistanzen das Zu-Fuß-Gehen das

· natürlichste Verkehrsmittel; es steht so gut wie jeder Person zur Verfügung

· flexibelste Verkehrsmittel; es bedarf der geringsten Vorbereitung

· umweltfreundlichste Verkehrsmittel; es ruft grundsätzlich keine Emissionen hervor und hat kaum Flächenbedarf

· praktischste und schnellste Verkehrsmittel, jedenfalls gegenüber dem motorisierten Individualverkehr; es ist keine Parkplatzsuche erforderlich und es werden keine Umwege zwischen Quellort und Kraftfahrzeug bzw. Parkplatz und Zielort notwendig

· kurzweiligste Verkehrsmittel; es ermöglicht die größtmögliche Wahrnehmung der Umgebung und der Aufenthaltsaspekt gegenüber dem Fortbewegungsaspekt in den Vordergrund tritt

· attraktivste Verkehrsmittel für den örtlichen Handel und die Wirtschaft, weil der Betrachtung von Schaufenstern, dem Eintritt in ein Ladenlokal bzw. der Einkehr in ein Bewirtungslokal keine (technischen) Hindernisse entgegenstehen

· kommunikativste Verkehrsmittel, weil man nicht nur in Konfliktsituationen Kontakt mit anderen Verkehrsteilnehmern hat.

Die individuelle Verkehrsmittelwahl fällt in der Praxis häufig auch deshalb gegen das Zu-Fuß-Gehen aus, weil geeignete, fußgängerfreundlich gestaltete Gehwegverbindungen fehlen, und weil Fußgänger befürchten, im Verkehrsgeschehen als schwächster Verkehrsteilnehmer gefährdet oder sonst benachteiligt zu sein.

Deshalb sollten die Städte und Gemeinden im Rahmen ihrer Verkehrsplanung alles daran setzen, den Fußgängerverkehr umfassender und zwar  mit folgenden Zielsetzungen zu integrieren:

· Steigerung des Fußwegeanteils

· Schaffung von Anreizen, Wege zu Fuß zurücklegen

· Stärkung der Verkehrssicherheit für Fußgänger

· Stärkung der Vernetzung mit den anderen Verkehrsarten des Umweltverbundes.

Vom „vergessenen“ Verkehrsteilnehmer zum Planungsmittelpunkt

Zu Bedeutung und Potential des Fußgängerverkehrs steht die tatsächliche Behandlung bzw. Berücksichtigung des Fußgängers in der bisherigen Verkehrspraxis weitgehend in einem krassen Mißverhältnis. Einschlägige Gesetze, Verordnungen und technische Regelwerke zum Fußgängerverkehr lassen einerseits erheblichen Freiraum im Hinblick auf die Gestaltung, räumen ihm aber gegenüber den anderen Verkehrsarten nur selten einen vergleichbaren Stellenwert ein. Das läßt oft den Eindruck entstehen, der Fußgänger sei aus der Perspektive des Verkehrsrechts ein „Störfaktor“.

Symptomatisch sind die Richtlinien für die Anlage und Ausstattung von Fußgängerüberwegen (R-FGÜ 84), Sie beziehen sich auf die Überquerungsstellen, an denen Fußgänger Vorrang haben und lassen den Einsatz eines Zebrastreifens nur bei genau definierten Verkehrsstärken zu. Es werden ausschließlich straßenverkehrliche Einsatzkriterien verwendet, die zudem sehr restriktiv gestaltet sind und teilweise unnötige Standards setzen. Der Ansatz eines Fußgängerverkehrsnetzes oder auch städtebauliche Gesichtspunkte werden demgegenüber nicht einbezogen. Erstmals hat jetzt das Bundesverkehrsministerium ein Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in Auftrag gegeben, u.a. mit dem Ziel der Überarbeitung dieser Einsatzgrenzen. Diese sollen zukünftig neben den verkehrlichen und den baulichen Merkmalen des Straßenraums auch das städtebauliche Umfeld sowie sonstige Randbedingungen berücksichtigen.

In der Verkehrsplanung wurde der Fußverkehrsraum oft nur unter dem Aspekt der „Restflächenverwertung“ gesehen. So wurden die Gehwege nicht selten zugunsten einer verbreiterten Fahrbahn verengt oder mußten ganz weichen. Auch der Radverkehr hat letztendlich zu einer Verschmälerung der Gehwege geführt. Inzwischen hat sich die bereits in den „Orientierungshilfen zum Radverkehr“ des DStGB vertretene Position durchgesetzt, eine Neuverteilung des Straßenraums zu Lasten der Fahrbahnfläche anstatt zu Lasten des Gehwegs vorzunehmen. Vielfach müssen sich auch der Radverkehr und der Fußverkehr eine Fläche teilen, was häufig zu Konflikten führt. Selbst dort, wo Gehwege vorhanden sind, dienen diese nicht ausschließlich dem Fußgängerverkehr. Zudem werden sie genutzt, um alles unterzubringen, was den motorisierten Individualverkehr stören könnte: Lichtmasten, Ampeln, Verkehrszeichen, Trafokästen, Werbetafeln, Abfalltonnen, Sperrmüll, Baustellenmaterial usw. 

Immer wieder bemängelte Qualitätsunterschiede zwischen der Fahrbahnausstattung und dem Zustand der Gehwege werden z.T. auch darauf zurückzuführen sein, daß in den Fahrbahnbau beachtliche staatliche Mittel geflossen sind, während für die Gehwege meist allein die Kommunen und ihre Bürger aufkommen müssen.

Hintergrund dieser weitgehenden Vernachlässigung der Fußgängerbedürfnisse ist offensichtlich der herkömmliche Generalverkehrsplan früherer Jahre, der einen bedarfsorientierten Planungsansatz verfolgte. Für das prognostizierte Kfz-Verkehrsaufkommen als dominierendem Verkehrsmittel wurde ein entsprechend leistungsfähiges Hauptverkehrsstraßennetz entwickelt und dimensioniert. Andere Verkehrsarten wie der Fußgänger- und Fahrradverkehr wurden nur am Rande berücksichtigt. Dem konventionellen Generalverkehrsplan lag in der Regel ein automobiles Leitbild zugrunde. Die moderne Verkehrsentwicklungsplanung verfolgt demgegenüber einen ganzheitlichen, städtebaulich integrierten Planungsansatz. Leitbild ist hier, die Chancengleichheit aller Verkehrsarten zu gewährleisten, den Umweltverbund zu priorisieren und die Belange von Umwelt, Städtebau und Verkehr zu integrieren. 

In diesem Zusammenhang gewinnt die Zielvorstellung vom „Lebensraum Straße“ gerade für den Fußgängerverkehr besondere Bedeutung. Außerhalb eines Basisnetzes von geschwindigkeitsorientierten Vorrangstraßen haben Straßen, Wege und Plätze die Funktion, den Einwohnern einer Stadt oder Gemeinde einen gesellschaftlichen Lebensraum zu bieten. Dies gilt einerseits im besonderen für Anwohner in Wohnstraßen bspw. in bezug auf Kinderspiel und nachbarschaftliche Kommunikation; dies gilt ebenso für die Zentren kommunalen Lebens wie bspw. Geschäfts- und Einkaufsstraßen, Fußgängerzonen und Plätze. Die zielorientierte Überwindung räumlicher Distanzen ist in diesem Lebensraum Straße nur eine, nicht einmal übergeordnete, Funktion neben vielen anderen. Die ideale und originäre Verkehrsart eines solchen Lebensraums Straße ist das Zu-Fuß-Gehen, weil es die besten Möglichkeiten für die Verbindung von Aufenthalt und Fortbewegung bietet. 

Philosopie der fußgängergerechten Verkehrsplanung

Bei Planungen, die deutlich die Belange der Fußgänger in den Vordergund stellen, können oft bemerkenswert große Fußgängerpotentiale mobilisiert werden. Attraktiv gestaltete Fußgängerbereiche animieren zu weiteren Fußwegen, weil die zurückgelegte Strecke bei ansprechender Weggestaltung für die Nutzer kürzer wirkt und somit Distanzen weniger belastend empfunden werden. Beispielhaft hierfür sind Programme zur Wiedernutzbarmachung von Mttelalleen - heute meist lediglich als Parkierungsflächen gebraucht - für den Fußgängerverkehr.
Parallel zum Leitbild der „fahrradfreundlichen Städte“, die sich in den vergangenen Jahren verstärkt gebildet haben, muß es kommunales Anliegen sein, gemeinsam mit örtlicher Wirtschaft und Bürgerschaft eine Identifizierung mit der Zielvorstellung „fußgängerfreundliche Gemeinde“ zu entwickeln und den Anteil des Zu-Fuß-Gehens zu erhöhen. Dieses Leitbild der Fußgängerstadt sollte unter Beachtung folgender Prinzipien verfolgt werden:

Verknüpfung der Infrastruktur zu einem Fußwegenetz

Derzeit bestehen in vielen Städten und Gemeinden kleine Fußgängerzonen, die als Nukleus und als ein Zentrum eines zu schaffendes Fußverkehrsnetzes dienen können. Verstärkt haben Kommunen auch ihre ursprünglichen Fußgängerzonen schrittweise vergrößert und durch weitere in Nebenzentren, Wohngebieten und Ortsteilen ergänzt. Diese bilden meist einen Flickenteppich, bieten sich damit gleichzeitig als Verknüpfungspunkte eines engmaschigen Fußwegenetzes an. Sie erfüllen nämlich regelmäßig die Anforderung an eine Fußwegeinfrastruktur, wonach die Ziel- und Quellpunkte des öffentlichen Lebens, unter kulturellen, sozialen oder Freizeitgesichtspunkten deren Knotenpunkte sein sollten. Zur Verbindung dieser Zentren können großzügige Fußgängerachsen bzw. -magistralen mit Alleen, Promenaden, Arkaden, Passagen, Fußgängerzonen und flächenhaft verkehrsberuhigten Bereichen geschaffen werden. Die völlig unterschiedlichen Gegebenheiten in den Städten und Gemeinden erfordern maßgeschneiderte und individuell angepaßte Lösungen. Beispielsweise sollte das Fußverkehrsnetz Wohngebiete, Arbeitsplätze, Grünanlagen und Haltestellen des ÖPNV miteinander verbinden. Generell werden in der modernen Verkehrsplanung folgende Grundsätze empfohlen:

- direkte Wegeführung, weil der Fußgängerverkehr sehr umwegeempfindlich ist


- Minimierung der Verkehrswiderstände insbesondere durch andere Verkehrsarten

- kleinteilige Wegenetzverbindung durch ein engmaschiges Wegenetz, das die Hauptziele des Fußgängerverkehrs direkt und sicher verbindet

- funktionsorientierte Entwicklung der Wegeinfrastruktur durch Mischung verschiedener  Gestaltungselemente unter besonderer Berücksichtigung auch ästhetischer Ansprüche

- ausreichende Dimensionierung unter dem Gesichtspunkt des Aufenthalts und der Verkehrssicherheit

- Überschaubarkeit und leichte Orientierung

- subjektive und objektive persönliche Sicherheit

- Schaffung von Nutzungsüberlagerungen 

- Minimierung der Konfliktpunkte und -flächen mit anderen Verkehrsarten durch Reduzierung der Geschwindigkeitsdifferenzen

- Steigerung des Bewegungskomforts, z.B. durch attraktiven Wetterschutz.



Vernetzung wo möglich - Trennung wo nötig

Art und Umfang der Trennung von Fußgänger- und KFZ-Verkehr sollten sich nach den Geschwindigkeitsdifferenzen der beiden Verkehrsarten richten. So ist ein Mischverkehr nur dort angebracht, wo gleiche Geschwindigkeiten erlaubt sind, nämlich in verkehrsberuhigten Bereichen. Je höher die zugelassene KFZ-Geschwindigkeit, desto umfangreicher sollten Trennungsmaßnahmen zum Schutz des Fußverkehrs ausfallen.

Angesichts der kurzen Wegestrecken, in denen auch der Fahrradverkehr und der ÖPNV ihre Potentiale suchen, wird vielfach befürchtet, daß eine Stärkung des Fußwegeanteils sich zu Lasten insbesondere des ÖPNV auswirken könnte. Jedenfalls bei entsprechender Planung des Fußgängerverkehrs erscheint diese Sorge unbegründet. Wichtigster Konkurrent des Fußgängerverkehrs ist vielmehr der motorisierte Individualverkehr. Gerade beim MIV konzentriert sich die Verkehrsmittelwahl schwerpunktmäßig auf den Pkw, während die Fußwege vom und zum Pkw lediglich als Notwendigkeit betrachtet werden.

Demgegenüber ist die Kombination von bewußtem Zufußgehen und bspw. Busfahren viel natürlicher, so daß eine Stärkung des Fußverkehrsimages sogar zu einer Stärkung des ÖPNV führen kann. Die Kombination verschiedener Verkehrsarten des Umweltverbundes ermöglicht es dem Verkehrsteilnehmer, die Umgebung intensiver wahrzunehmen. Dagegen fokussiert sich die Wahrnehmung beim motorisierten Individualverkehr zwangsläufig auf das unmittelbare Verkehrsgeschehen auf der Fahrbahn. Da im übrigen die oben beschriebenen Zentren des Fußgängerverkehrs häufig außerhalb fußläufig zu überwindender Entfernungen zueinander liegen, stellt sich gerade der ÖPNV als wesentliche Stütze eines Fußwegenetzes bzw. -systems dar. 

Die Einrichtung von Mischflächen für Rad- und Fußgängerverkehr, im wesentlichen durch kombinierte Geh- und Radwege hat sich andererseits nicht durchgehend bewährt. Offenbar lassen sich die beteiligten Verkehrsarten so wenig kanalisieren und regulieren, daß eine Vermischung vielfach zu Konfliktsituationen führt, die auch Gefährdungen der Verkehrsteilnehmer mit sich bringen können. Es ist grundsätzlich zu prüfen, Fußgänger- und Fahrradbereiche wieder stärker räumlich voneinander zu trennen.

Verkehrssicherheit

Schließlich ist auf das wohl wichtigste Element einer Fußverkehrspolitik hinzuweisen: die subjektive und objektive Sicherheit beim Zu-Fuß-Gehen und insbesondere die Verkehrssicherheit für den Fußgänger. Der Verkehrssicherheit des Fußgängers als dem schwächsten Verkehrsteilnehmer muß das Hauptaugenmerk gewidmet sein. Zu Konflikten und Gefährdungen kommt es im wesentlichen aufgrund der hohen Geschwindigkeitsunterschiede und im Kreuzungsbereich von Fußgänger und Straßenverkehr. Hier ist eine Überprüfung der überkommenen Standards und Fachansichten dringend erforderlich.

Während aufgrund einschlägiger Untersuchungen festgestellt werden kann, daß die objektive Gefahr von kriminellen Übergriffen im Fußverkehr sehr gering ist, besteht Handlungsbedarf in bezug auf das subjektive Sicherheitsempfinden des Fußgängers. Hier sorgt bereits die Belebtheit einer Fußgängerzone bzw. einer Straße in gewissem Maße für Abhilfe. Ein weiterer wichtiger Gesichtspunkt ist die Übersichtlichkeit bei jeder Tageszeit durch eine ausreichende Beleuchtung. Für subjektive Unsicherheit sorgen vielfach erzwungene Unterbrechungen der fußläufigen Fortbewegung, z.B. an Lichtsignalanlagen. Verkehrsplanung muß also darauf achten, daß der Fußgängerstrom im Fluß bleibt und Sicherheitsabstände eingehalten werden können.



Impulse für die „Fußgängerstadt“ - Handlungsempfehlungen

Die fußgängergerechte Gemeinde stellt ein ehrgeiziges Ziel dar, das von den Städten und Gemeinden gerade angesichts der aktuellen Finanzmisere nicht innerhalb kürzester Zeit im vollen Umfang realisiert werden kann. Anliegen der folgenden Handlungsempfehlungen ist es daher, strategische Hilfen zur Umsetzung - Baustein für Baustein - anzubieten:

· Basisausstattung des Fußwegenetzes soll ein ausreichend dimensionierter Gehweg sein, der ggfls. durch eine Veränderung der Querschnitte im bestehenden Straßenraum erreicht werden kann. Wenn auch die von verkehrsplanerischer Seite als ideal verstandene Gehwegbreite von 4 m beidseitig vielfach nicht zu erreichen sein wird, so sollten einerseits der Raum- und Sicherheitsbedarf der Fußgänger verstärkt berücksichtigt und andererseits zunehmend die Einrichtung nur einseitiger, dafür großzügigerer Gehwege geprüft werden.

· Die Gestaltung der Fußverkehrsinfrastruktur sollte berücksichtigen, daß die Relation zwischen Fortbewegung und Aufenthalt beim Fußgängerverkehr so unmittelbar ist wie bei keiner anderen Verkehrsart. Daneben unterliegen - je nach den Bedürfnissen - Linie und Geschwindigkeit der individuellen Fortbewegung starken Schwankungen. Hierauf muß die Gestaltung beispielsweise durch farbliche und technische Gliederung des Gehwegs besonders eingehen. Des weiteren sollte an Sitzgelegenheiten, Schließfächer, Liefer- und Zustellservice, an Wasserspender u. ä. gedacht werden.

Wichtig ist auch eine Möblierung des Fußwegenetzes mit dem Ziel einer witterungsunabhängigeren Beförderungskette. Dabei können vorhandene Unterstellmöglichkeiten, bspw. Wartehäuschen des ÖPNV, wie auch Balkon- und Fenstervorsprünge sowie Markisen, Pergolen des örtlichen Einzelhandels und Passagen bzw. Arkaden einbezogen werden.


· Den Kreuzungen von Fußgänger- und Straßenverkehr muß das besondere Augenmerk gewidmet werden. Dabei soll die Trennwirkung von Fahrbahnen durch die Anlage von Überquerungshilfen wie Zebrastreifen, Gehwegnasen und -vorsprüngen sowie Mittelinseln  bzw. -streifen reduziert werden. Im innerörtlichen Bereich sollte Fußgängern verstärkt das diagonale Queren der Fahrbahn ermöglicht werden. Hierzu bieten sich bspw. linienhafte Mittelstreifen, die vor allem im innerörtlichen vereich den Passanten auch das diagonale Queren der Fahrbahn ermöglichen, als Alternative zu Mittelinseln u.ä. an. Sie müssen dabei so angelegt werden, daß sie weder als Parkstreifen noch als Aufenthaltsraum für das Kinderspiel angesehen werden, sondern aus Verkehrssicherheitsgründen nur für den kurzen „Zwischenstop“ geschaffen sind. Hilfestellungen für den Fußgängerverkehr können schließlich mehr Alternativen zu Über- und Unterführungen  sowie Kreisverkehre als Ersatz für Straßenkreuzungen bieten.


· Lichtsignalanlagen müssen auf ihre Tauglichkeit bzgl. der Sicherheit und der Ansprüche des Fußgängerverkehrs überprüft werden. Wichtig und wünschenswert ist, daß die Straße in einem Zug in alle Richtungen überquert werden kann und daß eine möglichst umwegfreie Wegführung in der Ideallinie des Fußgängerverkehrs gewährleistet wird. Als Voraussetzung für fußgängerfreundliche Gestaltungen gelten vor allem an komplizierten, großflächigen Kreuzungen und bei unfallgefährdeten Querungsstellen Überschaubarkeit und leichte Orienterungsmöglichkeit.

· Als flexible, kostengünstige und ebenso verkehrssichere Alternative zur Lichtsignalanlage sollte wieder verstärkt auf den Zebrastreifen zurückgegriffen werden. Es ist eine Renaissance der Zebrastreifen erforderlich. 

Es läßt sich empirisch belegen, daß die Unfallhäufigkeit an Fußgängerüberwegen niedriger liegt als an Lichtsignalanlagen-Furten. Die Zahl der „Nebengänger“ (Nichtbenutzer) eines Fußgängerüberweges ist erheblich geringer als bei einer Lichtsignalanlage. Vielfach wird in Untersuchungen festgestellt, daß es am Zebrastreifen zu erheblich weniger Konflikten zwischen Fußgängern und Pkw-Fahrern kommt als an Lichtsignalanlagen. Nach vorheriger, nonverbaler Kommunikation können Fußgänger an Zebrastreifen regelmäßig unbehindert die Fahrbahn in der Zeit queren, die sie für die Querung benötigen. Demgegenüber entstehen an Lichtsignalanlagen vielfach Probleme, wenn während des Querungsvorgangs die Ampelschaltung wechselt und der Pkw-Fahrer ‘grün’ erhält. Häufig wird auf einem eingeräumten Recht beharrt, während an Zebrastreifen gegenseitiges Nachgeben Konflikte entschärft. 

Eine Änderung der bestehenden Richtlinien für die Anlage von Fußgängerüberwegen erscheint in diesem Zusammenhang dringend erforderlich. Fußgängerüberwege können nach neueren Erkenntnissen in der Verkehrswissenschaft auch eingerichtet werden bei sehr viel höheren Verkehrsdichten als dies bislang zulässig ist. Bei Unterschreitung der derzeit noch festgeschriebenen Verkehrsdichten wird der KFZ-Verkehrsfluß nicht unzumutbar behindert, weil ein Zebrastreifen ohne weiteres passiert werden kann, wenn sich in der Nähe kein Fußgänger aufhält. Gegenüber den starren Regelungen der R-FGÜ 84 sollten flexible Regelungen zur Einrichtung eines Fußverkehrsnetzes möglich sein. Insbesondere sollten Fußgängerüberwege in kürzeren Abständen als 200 m angelegt werden können. Dies könnte zudem zu einer Reduzierung der Pkw-Geschwindigkeiten innerorts führen. 

· Das Geschwindigkeitsniveau des Kfz-Verkehrs sollte außerhalb der Vorrangstraßen auch durch die flächenhafte Einrichtung von Tempo 30-Zonen und verkehrsberuhigte (Geschäfts-)Bereiche ermäßigt werden, damit die Annäherung der Geschwindigkeiten im Lebensraum Straße eine bessere Verständigung zwischen den Verkehrsteilnehmern ermöglicht. 


· Das Gehwegparken sollte nur in Ausnahmefällen zugelassen werden. Eine eindeutige Trennung von Kfz- und Fußgängerverkehr sollte grundsätzlich auch dem ruhenden Auto-Verkehr die Fahrbahn als zu nutzende Verkehrsfläche zuweisen. Auf dem Gehweg sollte vor allem das zulässig sein, was dem Fußgänger nutzt oder dient. Verkehrseinrichtungen des Kfz-Verkehrs sollten so untergebracht werden, daß sie den Fluß des Fußgängerverkehrs nicht behindern.


· Außerhalb der Vorrangstraßen empfiehlt sich eine Umkehrung des Vorrangprinzips, d.h. nicht mehr die Fahrbahnfläche, sondern vielmehr der Gehweg wird möglichst durchgängig gestaltet. Als Kompromiß zwischen den Bedürfnissen des Fußgänger- und des motorisierten Individualverkehrs sowie zur Sicherung der Einsätze von Rettungswagen könnten diese Querungsstellen niveaugleich, aber mit Bürgersteigpflasterung, angelegt werden.

· Die Belange von Behinderten, älteren Menschen und anderen in der Mobilität eingeschränkten Verkehrsteilnehmern, zu denen auch Eltern mit Kinderwagen gehören, benötigen die besondere Aufmerksamkeit der Verkehrsplaner. Der Städte- und Gemeindebund unterstützt seit langem das Ziel, allen mobilitätsbehinderten Bevölkerungsgruppen durch verstärkte Kooperationsbemühungen aller öffentlichen Verkehrsträger ein Höchstmaß an Mobilitätsmöglichkeiten zu verschaffen. Ein besonderes Augenmerk verlangen dabei die Übergangsstellen zum Öffentlichen Personennahverkehr, bei denen so weit wie möglich durch Anlage von Haltestellen mit Anrampungen u. ä. der Ein- und Ausstieg - insbesondere auch bei Niederflurfahrzeugen - erleichtert wird.

· Eine konsequente Wegweisung wird bislang schwerpunktmäßig für den KFZ-Verkehr geboten. Daneben gibt es in vielen Kommunen eine spezielle Radverkehrswegweisung. Der fließende motorisierte Individualverkehr findet in Orts-, Stadtteil-, Standort-, Richtungs- und Entfernungsangaben die Informationen, die er braucht. Auch für den ruhenden Verkehr werden vielfach Parkleitsysteme angeboten. Eine Wegweisung für Fußgänger wird nur in Einzelfällen und hier meist auch nur im engsten Kernbereich der Kommune vorgenommen.

Die innerörtliche Wegweisung für Fußgänger sollte auf alle wichtigen öffentlichen Einrichtungen und sonstigen relevanten Quellen und Ziele des Fußgängerverkehrs hinweisen. Hauptfußwegachsen sollten durchgängig gekennzeichnet sein. Hinzu kommen sollten Hinweise in den Stadtplänen. Dabei sollte die örtliche Wirtschaft zur Mitarbeit an der Wegweisung gewonnen werden.Besondere regionale und lokale architektonische und künstlerische Gestaltungselemente können ohne weiteres aufgegriffen werden. 


· Durch eine verstärkte, umfassende Öffentlichkeitsarbeit kann das Interesse und das Verständnis für die Belange der Fußgänger gesteigert werden. Ausgehend von einer Imagebildung als „fußgängerfreundliche Gemeinde“ sollten das Fußwegenetz bzw. die Fußverkehrsmöglichkeiten bekannt gemacht werden. Es bieten sich dazu Fußverkehrspläne an oder Stadtpläne mit einer vorrangigen Ausweisung des Fußwegnetzes.
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